Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2097 (neu) 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, CDU/CSU, FDP und der Gruppe der DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

§ 26 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes in der Fassung 
der Anlage zu Artikel I des Dritten Änderungsge- 
setzes vom 23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 820, 822) und des Vierten Änderungsgesetzes 
vom 10. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1703) 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Eine Entscheidung, durch die der Wieder- 
gutmachungsanspruch ganz oder teilweise abgelehnt 
wird, kann durch Klage im Verwaltungsrechtsweg 
angefochten werden. Soweit durch die in den Län- 
dern geltenden Rechtsvorschriften Rechtsstreitigkei- 
ten über Wiedergutmachungsansprüche gegen das 
Land oder eine der Landesaufsicht unterstehende 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts den Gerichten der ordentlichen Gerichtsbar- 
keit zugewiesen sind, verbleibt es bei dem ordent- 
lichen Rechtsweg. Die Frist zur Erhebung der Klage 
beträgt drei Monate seit Zustellung der ange- 
fochtenen Entscheidung. Vor der Erhebung der 
Klage im Verwaltungsrechtsweg bedarf es keiner 
Nachprüfung in einem Vorverfahren." 

Bonn, den 7. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1960 in Kraft. 

(2) Ein Verfahren, das abweichend von § 26 
Abs. 4 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 nach 
dom 1, April 1960 bei einem Gericht der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit rechtshängig geworden und 
noch nicht durch eine rechtskräftige Entscheidung 
beendet worden ist, geht auf das zuständige Gericht 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit über. Beruht die 
Rechtshängigkeit bei dem Gericht der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit auf einer Verweisung, so ist inso- 
fern das Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
zuständig, das den Rechtsstreit an das Gericht der 
Verwaitungsgerichtsbarkeit verwiesen hatte. 

(3) Geht das Verfahren nach Absatz 2 auf das 
zuständige Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
über, so werden Gerichtskosten, die vor Gerichten 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit entstanden sind, 
nicht erhoben; bereits erhobene Kosten sind zu- 
rückzuzahlen. Für die Gebühren des Rechtsanwalts 
gelten im Falle des Absatzes 2 Satz 2 das frühere 
und das weitere Verfahren vor dem ordentlichen 
Gericht als ein Rechtszug. 

►ktober 1960 
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